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Strafrechtliche Implikationen
Schwere Körperverletzung, §§ 223, 226 StGB
Die in Aussicht genommene Amputation
des rechten Beines in Unterschenkelhöhe,
die in absehbarer Zeit anstehende Ampu-
tation des linken Beines, aber auch die un-
terlassene Amputation und der damit ver-
bundene tödliche Ausgang sind – wie je-
der andere Eingriff in Körper bzw. Ge-
sundheit – dem Gesetz und damit auch
dem Strafrecht unterworfen. Mangels spe-
zialgesetzlicher Regelungen bilden die
Straftaten gegen Leib und Leben, ins-
besondere die der vorsätzlichen und fahr-
lässigen Körperverletzung und die der
Tötung, den Anknüpfungspunkt straf-
rechtlicher Verantwortung. Mit Freiheits-
strafe bis zu fünf Jahren oder Geldstrafe
bedroht § 223 denjenigen, der vorsätzlich
eine andere Person körperlich misshandelt
oder an der Gesundheit schädigt. Die
wichtigsten Anwendungsfälle der schwe-
ren Körperverletzung, die nach § 226 StGB
mit Freiheitsstrafe von einem Jahr bis zu
zehn Jahren geahndet werden kann, sind
solche, in denen das Opfer ein wichtiges
Glied des Körpers verliert oder dauernd
nicht mehr gebrauchen kann oder in er-
heblicher Weise dauernd entstellt wird
oder in Siechtum, Lähmung oder geistige
Krankheit oder Behinderung verfällt. Ver-
ursacht der Täter die schwere Folge ab-
sichtlich oder wissentlich, so ist die ange-
drohte Strafe Freiheitsstrafe nicht unter
drei Jahren, § 226 Abs. 2 StGB.
Tötung durch Unterlassen, §§ 111, 13 StGB
Wird die Amputation unterlassen, so be-
steht die ernstzunehmende Gefahr, dass
die Patientin verstirbt. Die strafrechtliche
Würdigung des mitgeteilten Sachverhalts
muss sich daher auch mit den Straftat-
beständen der vorsätzlichen oder fahrlässi-
gen Tötung auseinandersetzen, §§ 212, 222,
13 StGB.DievorsätzlicheTötung istmitFrei-
heitsstrafe nicht unter fünf Jahren, die fahr-
lässigemit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren
oder mit Geldstrafe bedroht. Diese Bege-
hungsdelikte können unter den Vorausset-
zungen des § 13 StGB auch durch Unterlas-
sen verwirklicht werden. In diesem Fall be-
steht das strafbare Verhalten darin, dass der
Arzt eine bestimmte Handlung nicht vor-
nimmt, obwohl ihm diese möglich gewesen
wäre, er einebesondereBeziehung zumTrä-
ger des gefährdeten Rechtsguts, in diesem
Fall zur Patientin, hat und er das ihm oblie-
gende spezielle Handlungsgebot missach-
tet. Ist der Arzt nicht Garant im Sinne von
§ 13 StGB, ist bei unterlassener ärztlicher
Hilfe eine Strafbarkeit aus demallgemeinen
Unterlassungsdeliktdes § 323c StGB,Unter-
lassene Hilfeleistung, zu prüfen.
Amputation als strafbare (schwere)
Körperverletzung?
Betrachten wir zunächst die Körperverlet-
zungsdelikte. Hier stellt sich zum einen
die Frage, ob die Amputation als Heilein-
griff überhaupt den Straftatbestand der
Körperverletzung erfüllt. Zum anderen ist
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zu klären, ob bzw. inwieweit die ablehnen-
de Willensbekundung der Patienten zu
berücksichtigen ist.
Historische Dimension des Falles
Über das Verhältnis von ärztlichen Be-
handlungen zu den Delikten zum Schutz
der körperlichen Unversehrtheit wurde im
Laufe der letzten 120 Jahre viel diskutiert.
Der vorliegende Fall hat viel gemeinsam
mit dem legendären Urteil der dritten
Strafkammer des Hamburger Landgerichts
vom 2. Februar 1894 1 sowie der hierauf er-
gangenen Revisionsentscheidung des
Reichsgerichts vom 31. Mai 1894 2. Beide
Gerichte beurteilten – jeweils mit unter-
schiedlichem Ausgang – den Fall der lege
artis durchgeführten Amputation des tu-
berkulösen Fußes einer siebenjährigen Pa-
tientin ohne Einwilligung des Erziehungs-
berechtigten. Das Landgericht verneinte
eine Strafbarkeit des Chirurgen wegen
Körperverletzung, da die erfolgreiche, lege
artis vorgenommene Operation nicht den
Tatbestand der Körperverletzung erfülle.
Im Gegensatz dazu bewertete das Reichs-
gericht den ärztlichen Eingriff als tat-
bestandliche Körperverletzung. Es betonte
aber die Bedeutung des Patientenwillens
und stellt fest, dass einer wirksamen Ein-
willigung rechtfertigende Wirkung bei-
komme. Im konkreten Fall fehlte aller-
dings eine derartige Einwilligung des er-
ziehungsberechtigten Vaters. Zwar wurde
der angeklagte Arzt – nach Zurückverwei-
sung an das Landgericht – letztlich vom
Vorwurf der Körperverletzung freigespro-
chen. Dieser Verfahrensausgang konnte
aber nur mit Hilfe des Verbotsirrtums er-
reicht werden, der dem Arzt zu Gute ge-
halten wurde3. Denn fehlt dem Täter bei
Begehung der Tat die Einsicht, Unrecht zu
tun, so handelt er ohne Schuld, wenn er
diesen Irrtum nicht vermeiden konnte4.
Positionen der Rechtsprechung
und des Schrifttums
Ungeachtet des Umstandes, dass der Fall
bei heutiger Gesetzeslage unter dem
Aspekt des Missbrauchs des Personensor-
gerechts zu diskutieren wäre, da die Wei-
gerung des Vaters das wohlverstandene In-
teresse der Tochter außer Acht gelassen
hatte, zeigt die ethische Situation, dass die
Grundfrage, ob und inwieweit die Auto-
nomie des Patienten im Rahmen der ärzt-
lich indizierten Amputation, oder, all-
gemeiner gesprochen, der ärztlichen Be-
handlung zu berücksichtigen ist, bis heute
von großer Aktualität ist. Trotz aller Un-
terschiede in der rechtlichen Beurteilung
ärztlicher (Heil-)Behandlungen sind sich
Rechtsprechung und Schrifttum im Ergeb-
nis darüber einig, dass die lege artis und
mit wirksamer Einwilligung vorgenomme-
ne, glücklich verlaufene Heilbehandlung,
auch wenn sie zu Schmerzen führt, nicht
strafwürdig ist. Für viele steht auch fest,
dass eine eigenmächtige Heilbehandlung,
die den Gesundheitszustand des Patienten
insgesamt verschlechtert, auch bei Einhal-
ten der Regeln der ärztlichen Kunst eine
rechtswidrige Körperverletzung darstellt 5.
Dieses Ergebnis hilft in dem Amputations-
fall aber nicht wirklich weiter.
Denn bei wirksamer Behandlungsver-
weigerung durch die Patientin läge zwar
eine eigenmächtige Heilbehandlung vor.
Die lege artis durchgeführte Amputation,
die den Krankheitsverlauf stoppt und zu
und einer Heilung führt, verbessert aber
insgesamt den Gesundheitszustand. Daher
stellt sich durchaus die Frage, ist die Am-
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1 Die Urteilsgründe sind nachzulesen bei Stooss, Chirurgi-
sche Operation und ärztliche Behandlung, Eine strafrecht-
liche Studie (Berlin 1898), Anhang 108 ff.
2 RGSt 25, 375.
3 Der denkbare Missbrauch des Erziehungsrechtes durch
den ablehnenden Vater wurde nicht erörtert. Die Gründe
des zweiten Urteils der III. Strafkammer finden sich bei
Stooss, Anhang 118 ff., 126.
4 Bei Vermeidbarkeit des Irrtums kann die Strafe nach
§ 49 Abs. 1 StGB gemildert werden, vgl. § 17 StGB.
5 Unterstellt, ein sonstiger Rechtfertigungsgrund greift
nicht ein.
putation allein tatsächlich als Körperver-
letzung zu bewerten?
Rechtfertigungslösung
Die Rechtsprechung beurteilt die ärztliche
Behandlung anhand der Maßstäbe, die für
jede andere Körperverletzung gelten6. Da-
her soll jedes ärztliche Handeln, soweit es
in die körperliche Integrität oder die biolo-
gische Gesundheit schädigend eingreift,
den Straftatbestand der Körperverletzung
erfüllen. Es kommt grundsätzlich nicht da-
rauf an, ob der Eingriff ein Heileingriff und
medizinisch indiziert ist, ob er lege artis
und erfolgreich durchgeführt wurde. Der
Patient kann freilich kraft seiner Entschei-
dungsautonomie das straftatbestandliche
Unrecht des Arztes mit Hilfe des Rechtfer-
tigungsgrundes der (aufgeklärten) Einwil-
ligung im Einzelfall wieder kompensieren.
Ist die tatsächliche Einwilligung des Patien-
ten im konkreten Fall nicht zu erlangen,
weil sie z.B. aufgrund körperlicher und
geistiger Indisposition bzw. bei Gefahr im
Verzug nicht oder nicht rechtzeitig einge-
holt werden kann, wird ersatzweise auf die
hypothetische oder mutmaßliche Einwil-
ligung abgestellt. Bei Urteilsunfähigkeit
des Patienten, z.B. beim Kind oder beim
Patienten mit geistiger Beeinträchtigung,
entscheiden die in diesem Falle berufenen
Personen bzw. Institutionen.
In dem mitgeteilten Fall besteht eine Be-
handlungsverweigerung durch die Patien-
tin, zugleich ist ein Betreuer mit dem Wir-
kungskreis „Gesundheitsfürsorge, ein-
schließlich der insoweit notwendigen Auf-
enthaltsbestimmung“ bestellt. Er hat in die
– auch gegen den Willen von Frau A.
durchgeführte – Amputation eingewilligt
und seine Einwilligung wurde durch das
Vormundschaftsgericht genehmigt, vgl.
dazu § 1904 BGB. Geht man davon aus,
dass alle Wirksamkeitsvoraussetzungen
eingehalten sind, ist die in Aussicht ge-
nommene Amputation strafrechtlich ge-
rechtfertigt. Dies gilt auch, wenn die Ein-
willigung an einem Wirksamkeitsmangel
leiden würde, die Ärzte aber irrtümlich
von einer wirksamen Einwilligung aus-
gehen würden, § 16 StGB analog7. Eine
mögliche Fahrlässigkeitsverantwortung
bleibt hiervon unberührt.
Tatbestandslösungen
Die Vertreter der Tatbestandslösungen8
sprechen sich mit unterschiedlicher Be-
gründung dagegen aus, die ärztliche
(Heil-)Behandlung als Körperverletzung
zu bewerten. Die Kritik an der Rechtfer-
tigungstheorie setzt im Wesentlichen am
Stellenwert der Patientenautonomie, am
positiven Handlungssinn ärztlichen Vor-
gehens sowie am Gelingen der Heilbe-
handlung an. Ausgangspunkt ist eine
ganzheitliche Betrachtung der ärztlichen
Behandlung. Ein Eingriff, der darauf ab-
zielt, die Gesundheit zu verbessern, soll
nicht isoliert, sondern unter Berücksichti-
gung seines Sinns und Zwecks bewertet
werden9. Die erfolgsunabhängig argu-
mentierenden Ansichten beurteilen die
ärztliche Maßnahme im Zeitpunkt ihrer
Vornahme und berücksichtigen nicht die
tatsächlichen Auswirkungen. Demgegenü-
ber differenziert eine andere Ansicht zwi-
schen gelungener und fehlgegangener
Heilbehandlung. Nach dem Grundsatz
„Wer heilt, hat recht“ wird eine erfolgrei-
che Heilbehandlung nicht vom Tatbestand
der Körperverletzungsdelikte erfasst, und
zwar unabhängig von der Einwilligung
des Patienten10.
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6 Z. B. BGHSt 11, 111 f. mit Anm. Eb. Schmidt, JR 1958,
266; BGHSt 35, 246, 250; BGH MedR 1998, 218 ff.
7 § 16 Abs. 1 StGB: „Wer bei Begehung der Tat einen
Umstand nicht kennt, der zum gesetzlichen Tatbestand
gehört, handelt nicht vorsätzlich“. Zur Lehre vom Mangel
am Vorsatzunrecht vgl. NK-Puppe, StGB, § 16 Rn. 137
m.w.N.; BGH NStZ-RR 2002, 37.
8 Z. B. Tag: Der Körperverletzungstatbestand im Span-
nungsfeld zwischen Patientenautonomie und Lex artis
(Habil.-Schr. Univ. Heidelberg 1999/2000, Springer, Berlin/
Heidelberg/New York 2000), 18 ff. m.w.N.
9 Stooss, S. 97.
10 Stooss, S. 6 ff.
Im Unterschied zur Rechtfertigungslö-
sung sind sich die Tatbestandslösungen in
dem Stellenwert der Selbstbestimmung des
Patienten uneinig. Eine Position be-
schränkt den Schutzbereich der Körper-
verletzungsdelikte auf die körperlich-bio-
logische Unversehrtheit. Diese Ansicht be-
urteilt den Heileingriff unter dem Primat
der Heilung (salus aegroti suprema lex) 11.
Das hat zur Folge, dass der Verletzung der
Patientenautonomie im Rahmen von
§§ 223 ff. StGB keine Bedeutung zugemes-
sen wird. Dem Selbstbestimmungsrecht
soll allein im Hinblick auf die Straftat-
bestände zum Schutz vor Angriffen auf die
persönliche Freiheit, § 240 (Nötigung), 239
(Freiheitsberaubung), oder die Ehre, § 185
StGB (Beleidigung), Bedeutung zukom-
men.
Im vorliegenden Fall hätte das zur Folge,
dass die Amputation allein aufgrund der
medizinischen Notwendigkeit und dem
Vorgehen lege artis bewertet würde. Da der
Eingriff lebensrettend ist, läge somit nicht
der Straftatbestand der (schweren) Köper-
verletzung vor.
Eine andere Ansicht sieht neben Körper
und Gesundheit auch die Selbstbestim-
mung des Patienten durch die Körperver-
letzungsdelikte geschützt 12. Das hat zur
Folge, dass das Einhalten der lex artis und
die wirksame Einwilligung in die ärztliche
(Heil-)Behandlung den Tatbestand der
Körperverletzung ausschließen. Hat der
Patient demgegenüber die Einwilligung
nicht selbst erteilt, sondern bestimmt ein
Betreuer, ggf. mit Genehmigung des Vor-
mundschaftsgerichts über die Vornahme
der Behandlung, so wirkt dieses Einwil-
ligungssurrogat als Rechtfertigungsgrund.
Denn wie der Fall zeigt, besteht bei diesen
stellvertretenden Einwilligungen stets die
Gefahr, dass sie vom tatsächlichen Willen
des Patienten abweichen.
Stellungnahme
Wendet man die holzschnittartig skizzier-
ten Ansichten auf die lege artis durch-
geführte und erfolgreiche Amputation an,
so zeigt sich rasch, dass nur die Ansicht
„salus aegroti suprema lex“ bereits den
Tatbestand der (schweren) Körperverlet-
zung ablehnen würde. Die anderen An-
sichten kommen hier dazu, aufgrund der
vom Vormundschaftsgericht genehmigten
Einwilligung des Betreuers die Rechtswid-
rigkeit der (schweren) Körperverletzung
abzulehnen, sollten sich die Ärzte zu einer
Amputation – auch gegen Willen der Pa-
tientin – durchringen.
Tötung durch Unterlassen
Fraglich ist freilich, ob das Recht, die Be-
handlung durchzuführen, im Licht von
§ 13 StGB, Begehen durch Unterlassen, zu
einer Pflicht erstarkt. Da nicht das mögli-
che Gewähren von palliativen Maßnah-
men, sondern die Nichtvornahme der Am-
putation den Tod der Patientin zur Folge
hätte, ist bei normativer Betrachtung 13
von einem strafrechtlichen Unterlassen
auszugehen. Täter einer Tötung durch Un-
terlassen kann sein, wer eine besondere
Rechtsbeziehung zum gefährdeten Rechts-
gut Leben hat. Der von der Rechtspraxis
formulierte Katalog der Garantenstellun-
gen knüpft entweder an die formelle Ein-
teilung nach Entstehensgründen „Gesetz,
Vertrag, freiwillig eingegangene Gefahren-
gemeinschaft und Schaffung einer Gefahr“
oder an die materielle Einteilung „Be-
schützer-Überwachergarantenstellung“ an.
Die Rechtspflichten können sich aus der
gesamten Rechtsordnung ergeben und
sich zudem überschneiden.
Die in § 13 StGB vorausgesetzte Garan-
tenstellung aus Gesetz ist auch im Arzt-
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11 Z. B. Bockelmann, JZ 1962, S. 525, S. 527; Eb. Schmidt,
44. DJT-Gutachten, 1962, 4. Teil, S. 188; Laufs, NJW 1997,
S. 1610.
12 Krauß, in: Festschrift Bockelmann, 1979, S. 557 ff., 570;
Roxin, Strafrecht Allgemeiner Teil, Band I, 4. Aufl., 2006,
§ 13 Rn. 24 f.
13 Zu den Abgrenzungstheorien vgl. Schönke/Schröder-
Stree, StGB, 27. Aufl. 2005, vor § 13 ff. Rn. 158 m.w.N.
strafrecht teleologisch zu reduzieren, soll
sie nicht uferlos sein. Die sich an jeder-
mann wendende allgemeine Hilfeleis-
tungspflicht von § 323c StGB begründet
ebenso wenig eine Garantenstellung wie
die allgemeine Pflicht aus Treu und Glau-
ben oder die Berufstätigkeit als Arzt im
Allgemeinen. Notwendig ist vielmehr eine
gesteigerte Pflicht zum Schutz des Lebens
bzw. der körperlichen Unversehrtheit des
Patienten oder zur Abwendung entspre-
chender Gefahren. Beim Arzt-Patienten-
Verhältnis ergibt sie sich in der Regel aus
dem zugrunde liegenden Behandlungsver-
trag, wobei die tatsächliche Übernahme
der Schutzpflicht maßgebend ist.
Hat der Arzt die Garantenstellung für
die körperliche Unversehrtheit des Patien-
ten inne, bedeutet dies keine Verpflichtung
mit feststehendem Inhalt. Vielmehr kon-
kretisiert und modifiziert der Fortgang der
Behandlung die ärztliche Pflichtenstellung.
So kann sich entsprechend dem erklärten
oder mutmaßlichen Patientenwillen aus
der ärztlichen Pflicht zur Gesundheitsfür-
sorge die Pflicht ergeben, dem Patienten
einen Tod in Würde und Schmerzfreiheit
zu ermöglichen. Auch liegt es im Ermessen
des freiverantwortlich handelnden, voll-
ständig aufgeklärten Patienten, dem Arzt
die Behandlung zu untersagen. Ist der Pa-
tient jedoch nicht (mehr) in der Lage,
einen eigenen Willen zu bilden, bedarf es
insoweit des Surrogates. Im mitgeteilten
Sachverhalt liegen keine Patientenverfü-
gungen oder ähnliche Willensäußerungen
der Patientin vor, die sie in einem urteils-
freien Zustand abgegeben hat. Damit ist
hier nicht die kontrovers diskutierte Frage
nach deren Rechtswirkungen zu beantwor-
ten14. Maßgebend sind vielmehr die Erklä-
rungen der ersatzweise Berufenen, wobei
das Veto des Betreuten in die Urteilsbil-
dung mit einfließen muss. Hier offenbart
der Sachverhalt die ethisch schwierige Si-
tuation. Obgleich die Einwilligung in die
Amputation genehmigt wurde, ist nach
dem mitgeteilten Sachverhalt nicht zu klä-
ren, ob der Richter der Ansicht ist, dass die
Operation durchgeführt werden muss.
Rechtlicher Hintergrund ist der Umstand,
dass der Antrag an das Vormundschafts-
gericht die Genehmigung der Einwilligung
nach § 1904 Abs. 1 BGB betrifft. Die Frage
nach dem Bestehen einer strafrechtlich
sanktionierten Handlungspflicht der Ärzte
ist vom Vormundschaftsgericht nicht zu
beantworten.
Damit wird die Entscheidung über die
Amputation zunächst faktisch dem Ärzte-
und Pflegeteam überantwortet. Denn die
Entscheidung für oder gegen die Interven-
tion muss notgedrungen im Krankenhaus
getroffen werden. Selbst wenn nichts getan
würde, ist dies eine Entscheidung – in so-
weit gegen die Amputation. In diesem Fall
ergeben sich gravierende strafrechtliche
Fragen. Denn entscheiden sich die Ärzte
für die Amputation, ist ihr Handeln auf-
grund der genehmigten Einwilligung ge-
rechtfertigt. Entscheiden sie sich gegen die
Amputation, tragen sie nicht nur die ethi-
sche, sondern auch die strafrechtliche Last
ihrer Verantwortung. Das behandelnde
Arzt- und Pflegepersonal sollte daher seine
Entscheidung auf eine gemeinsame Evalua-
tion medizinischer, psychischer, sozialer
und funktionaler Aspekte und des Umfelds
der Patientin stützen. Die Entscheidung
des Ärzteteams muss im wohlverstandenen
Interesse der Patientin und unter Einbezug
des Betreuers getroffen werden, vgl.
Rechtsgedanken von § 1901 Abs. 2 und 3
BGB. Hierbei geht es zunächst um das ob-
jektive, d.h. medizinisch definierte Wohl
der Patientin. Zwar sind die Wünsche der
insoweit unter Betreuung stehenden Pa-
tientin zu berücksichtigen und ihr Veto ist
ein gewichtiger Faktor in der Entschei-
dungsfindung. Da der Betreuer ein Berufs-
betreuer ist, sollte nach Möglichkeit – und
zwar unter bestmöglicher Wahrung des
Arztgeheimnisses, § 203 StGB, – versucht
werden, das persönliche Lebensumfeld der
Patientin weiter abzuklären, um so ein
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14 Vgl. dazu Verrel, Gutachten C, 66. DJT, 2006, C 77 ff.
m.w.N.; Empfehlungen der Bundesärztekammer und der
Zentralen Ethikkommission bei der Bundesärztekammer
zum Umgang mit Vorsorgevollmacht und Patientenverfü-
gung in der ärztlichen Praxis Stand: 08. März 2007.
wirklichkeitsnahes Bild ihrer persönlichen
Wertevorstellungen zu erlangen. Hierbei
ist zu beachten, dass einerseits nicht jede
Entscheidung, die objektiv unvernünftig
scheint, unzutreffend sein muss. Anderer-
seits kann das Inaussichtstellen der
Selbsttötung für den Fall, dass die lebens-
rettende Amputation durchgeführt wird,
die Ärzte nicht binden. Denn diese Suizid-
drohung kann ebenso wie die fehlerhafte
Körperwahrnehmung pathologischen Ur-
sprungs sein. Dies abzuklären und unter-
stützende Hilfe anzubieten, ist Aufgabe der
Psychiatrie.
Da die Amputation medizinisch indi-
ziert ist, aus ärztlicher Sicht unbedingt im
körper- und gesundheitsbezogenen Inte-
resse der Patientin steht, sind unter ethi-
schen Aspekten zwar alle Möglichkeiten
der Vermittlung auszuschöpfen. Aufgrund
der strengen Religiosität der Patientin ist
insbesondere auch dem weiteren Einbezug
der Klinikseelsorgerin entsprechender
Raum zu gewähren. Ist eine einvernehmli-
che Klärung der Situation mit der Patien-
tin aber nicht möglich und lassen sich wei-
tere persönliche Umstände, die für die Ent-
scheidungsfindung von Bedeutung sein
können, nicht erhellen, kommt man nicht
umhin, die widerstreitenden Interessen
und den Grad der drohenden Gefahren ob-
jektiv abzuwägen. Maßgebend sind u.a.
das Wertgefälle der kollidierenden Rechts-
güter und die Intensität der Rechtsgutsver-
letzung. Teil der Abwägung sind Aspekte
der Dringlichkeit und des Ausmaßes der
drohenden Gefahren für Leben und Ge-
sundheit der Betroffenen im Falle des Han-
delns wie auch des Nichthandelns. Der
Schutz des Lebens begründet demnach ein
höheres Interesse gegenüber Drittinteres-
sen und dem Veto der Patientin, dessen
Aussagekraft aufgrund der persönlichen
Situation, die zu einer Betreuerbestellung
führte, eingeschränkt ist.
Die Amputation des rechten Beines in
Unterschenkelhöhe und auch die des lin-
ken Beines rettet das Leben der Patientin.
Die Prognose nach den Eingriffen ist
günstig, da andere Durchblutungsstörun-
gen nicht vorliegen, so dass von einer Ge-
nesung der Patientin auszugehen ist. Be-
rücksichtigt man zudem, dass aufgrund
der heutigen orthopädischen Möglichkei-
ten die körperlichen Beeinträchtigungen
der Amputation, und mit Hilfe einer inten-
siven psychosozialen Betreuung, die see-
lischen Beeinträchtigen überwunden bzw.
deutlich abgemildert werden können,
überwiegen die Gründe, die für eine Am-
putation sprechen. In der Gesamtabwä-
gung aller für und gegen die Amputation
sprechenden Gründe tritt das Veto der Pa-
tientin zurück. Die seelisch-geistige Situa-
tion der Patientin darf nicht zu einer Vor-
enthaltung der indizierten Maßnahmen
führen.
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